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Frage: Lieber Genosse, danke, dass du uns ein Interview gibst. Magst du dich zu Beginn
kurz vorstellen und erzählen, welchen Beruf du ausübst?

Antwort: Hi, freut mich auch. Ich bin A. und arbeite als Fahrdienstleiter bei der Deutschen Bahn.
Wir machen so etwas Ähnliches wie Fluglotse:innen, nur eben mit Zügen. Wir überwachen und
steuern den Bahnbetrieb in unseren Bahnhöfen und auf den Strecken, stellen Weichen und Signale
und ohne unsere Zustimmung findet keine Zugfahrt statt.

Politisch bin ich Unterstützer der Gruppe Arbeiter:innenmacht. Außerdem bin ich aktiv beim Aufbau
der Vernetzung für kämpferische Gewerkschaften (VKG) und versuche, mich mit Kolleg:innen bei
der Bahn zu vernetzen (bei Interesse können sich Eisenbahner:innen und andere Beschäftigte im
ÖPNV an info@bahnvernetzung.de wenden). Soweit zu mir. Wichtig ist vielleicht noch, dass ich hier
nur sehr begrenzt für meine Kolleg:innen von der VKG oder der Bahnvernetzung sprechen kann.
Deswegen bitte ich die Leser:innen, das Interview vor allem als meine eigene Meinung zu verstehen.

Frage: In Belarus, Italien und Griechenland haben Beschäftigte im Transportsektor
Waffenlieferungen sabotiert bzw. blockiert. Welche Rolle können Eisenbahner:innen im
Kampf gegen den Militarismus strategisch einnehmen?

Ich denke, dass unsere strategische Position im Krieg nicht zu unterschätzen ist. Osteuropa ist durch
die NATO seit Jahren hochgerüstet worden, was ohne den Schienenweg so kaum möglich gewesen
wäre. Gerade wenn es um den groß angelegten Transport schwerer Waffen wie Panzer geht, bleibt
auf dem Landweg fast nur die Schiene. Genauso hat Russland seine Panzer in Richtung der Ukraine
geschickt, was die Kolleg:innen in Belarus ja zumindest etwas sabotieren konnten.

Sie und die Kolleg:innen in Pisa und bei der OSE haben gezeigt, dass Krieg keine Katastrophe ist,
der wir uns einfach ergeben müssen. Der Krieg kann gestoppt, Kriegsgerät und Truppentransporte
können aufgehalten werden – in Russland und in der NATO. Das setzt aber ein hohes Bewusstsein
bei den Beschäftigten voraus und vor allem eine gute, militante Organisierung, sei es
gewerkschaftlicher oder politischer Art.

Gleichzeitig bin ich natürlich dagegen, einfach jeden Zug in die Ukraine zu stoppen. Hilfsgüter und
Geflüchtete – egal woher – müssen transportiert werden.

Frage: Warum sollten sich auch Eisenbahner:innen in Deutschland gegen den Krieg
positionieren? Warum, denkst du, fällt es vielen Kolleg:innen so schwer, den
internationalen Beispielen zu folgen?

Antwort: Egal ist der Krieg wahrscheinlich kaum wem und gegen den Krieg an sich sind sicher die
meisten. Aber was heißt das schon, gegen den Krieg zu sein? Für viele bedeutet es, auf der Seite der
Ukraine zu stehen. Die Deutsche Bahn und die Gewerkschaften EVG und GDL verbreiten das auch
mehr oder weniger genauso. Das ist auf den ersten Blick auch irgendwo ziemlich gut zu verstehen,
weil Russland eben den Überfall gestartet hat, Millionen in die Flucht treibt und die russische Armee
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Massaker wie in Butscha verübt hat.

Aber diese Idee, dass die Unterstützung der Ukraine und ein Sieg Selenskyjs Frieden bedeuten, die
halte ich für brandgefährlich – zumal die Regierung in Kiew seit acht Jahren Krieg im Donbass führt,
auch gegen die Zivilbevölkerung dort.  Und versteh‘ mich nicht falsch: Natürlich hat jede:r meine:r
ukrainischen Kolleg:innen das Recht, sich zu verteidigen, und ich rufe hier nicht zur Kapitulation
auf. Gleichzeitig ist es jedoch so, dass uns jede Waffenlieferung an Kiew dem Abgrund eines Dritten
Weltkrieges näher bringt.

Das Ganze eskaliert deshalb so, weil die Politik des Westens hier alles andere als selbstlos ist. Im
Gegenteil. Es geht der BRD, der EU, den USA und der NATO überhaupt um die Neuaufteilung der
Ukraine. Gewinnt sie in deren Interesse gegen Russland, hätte sie sich auch die noch krassere
Abhängigkeit von Berlin, Brüssel und Washington erkämpft. Davon kann vielleicht ein Selenskyj sehr
gut leben, aber eine nationale Selbstbestimmung im Interesse der breiten Bevölkerung sieht für
mich anders aus. So weit mal zur Position gegen den Krieg, die eigentlich bedeutet müsste, gegen
die NATO oder eben Scholz sein zu müssen – so wie die Arbeiter:innen in Russland in Putin ihren
Hauptfeind erkennen müssen.

Was meine Kolleg:innen hier angeht, ist es jetzt auch nicht so, dass alle stramm hinter der
westlichen Politik stehen. Natürlich dominiert die Angst und die Einbindung in die westliche
Ideologie. Deshalb gibt es auch Kolleg:innen, die stolz posten, dass sie Waffen Richtung Osten
transportiert haben, oder Leute, die mehr Aufrüstung fordern – ganz klar. Aber es gibt schon auch
viel Skepsis gegenüber der Regierungspolitik, die sich jetzt auch mit der Sorge über die horrenden
Preise vermischt. Viele sehen zum Beispiel auch die NATO-Osterweiterung kritisch.

Unterm Strich und definitiv sind wir zur Zeit aber leider weit davon entfernt, dass meine
Kolleg:innen und ich Waffentransporte stehenlassen.

Die internationalen Beispiele zeigen da, denke ich, auch ein bisschen, was hier fehlt. In Belarus
stehen die Menschen unter dem Eindruck von Massenaufständen in den letzten Jahren. Das Regime
dort ist alles andere als stabil und ziemlich verhasst. Auf irgendeine Weise muss das für meine
Kolleg:innen dort auch eine Rolle gespielt haben, sonst wären sie Putin und seinem Freund
Lukaschenko nicht in den Rücken gefallen. Am Flughafen von Pisa wurde die Blockade von
militärischen Gütern möglich, weil dort mit der Unione Sindacale di Base eine Gewerkschaft
existiert, die sich in einer gewissen kommunistischen Tradition sieht. In Griechenland sah das
ähnlich aus. Den Kolleg:innen dort ist die Rolle der NATO einfach klarer und sie sind militanter
organisiert. Die deutschen Gewerkschaften EVG und GDL betreiben das Gegenteil: Sie sorgen für
eine ideologische Einbindung in den NATO-Imperialismus und seinen angeblichen demokratischen
Werten – über die viele aus Afghanistan, Palästina und dem Irak wahrscheinlich nur wütend lachen
können.

Frage: Du hast gerade die deutschen Gewerkschaftsführungen erwähnt. Kannst du noch
mal genauer auf ihre Rolle zur Zeit eingehen?

Antwort: Die Führung des DGB, aber auch die Spitze der GDL sind für den deutschen Kapitalismus
systemrelevant, und zwar weil sie entscheidend sind, wenn es darum geht, die Arbeiter:innenklasse
ruhig zu halten, beziehungsweise sie in die nationalen Interessen der Bosse oder der Ampel-
Regierung einzubinden. Bei der GDL passiert das mehr durch passive Zustimmung zur Kriegspolitik
der BRD: Erst hat sie wochenlang überhaupt nichts von sich hören lassen. Dann gab es ein
Statement, das im Grunde auch vom DGB hätte stammen können.

Der DGB, worin die EVG eine Mitgliedsgewerkschaft ist, hat wiederum viele seiner sowieso



bescheidenen Grundsätze über Bord geworfen. Eigentlich stimmt er der Regierung im Großen und
Ganzen zu, solange noch ein kleines bisschen Geld für soziale Angelegenheiten übrig bleibt.

Der Erste Mai hat das auch nochmal unterstrichen. In Düsseldorf hatte der DGB gleich Kanzler
Scholz eingeladen, um seine Kriegspropaganda zu verbreiten. In Berlin hat der DGB-Vorsitzende
Reiner Hoffmann satte zwanzig Minuten lang gelabert und wären aus der Versammlung nicht Pfiffe
und Buhrufe gekommen, hätte er wahrscheinlich noch mehr über „europäische Sicherheit und
Werte“ geschwatzt. So warf er ein paar mehr soziale Floskeln als gewollt ein.

Dabei ist wichtig zu verstehen, dass die Gewerkschaftsspitzen – die Gewerkschaftsbürokratie – nicht
einfach nur eine falsche Politik machen, die nur korrigiert werden müsste. Das Ganze hat System.
Hoffmann, Weselsky, Hommel und die ganzen anderen sind ziemlich privilegiert und stehen den
Konzernspitzen, dem Staat und den Berufspolitiker:innen sehr nah – auch gehaltstechnisch.

Sie haben von ihrer gesellschaftlichen Position aus überhaupt kein Interesse daran, der deutschen
Kriegspolitik in den Rücken zu fallen, weil sie – nennen wir‘s beim Namen – im Imperialismus der
BRD einfach sehr gut leben können und selbst an dessen Werte usw. glauben. Von den EVG- und
GDL-Spitzen ist nicht zu erwarten, dass wir dazu aufgerufen werden, Panzerzüge stehenzulassen. Im
Gegenteil. Sie halten die Gewerkschaftsmitglieder passiv und die Panzerzüge für Teil einer
gerechten Sache, den Kampf für Demokratie und zur Verteidigung der überfallenen Ukraine, obwohl
es doch eigentlich der extrem gefährliche Kampf um die Neuaufteilung der Welt ist.

Frage: Was können Beschäftigte konkret im Kampf gegen Krieg und die
Gewerkschaftsbürokratie tun?

Antwort: Allgemein gesprochen braucht es, denke ich, einen politischen Kampf für eine
klassenkämpferische Opposition in den Gewerkschaften, die zum Beispiel die Tarifrundenrituale
kritisiert und fordert, dass der Lohn  der Inflation entsprechend steigen muss oder dass wir
Gewerkschaften wollen, die direkt und demokratisch von der Basis kontrolliert werden und wo ein/e
Vorsitzende/r nur den Durchschnittslohn kriegt und über die eigene Politik rechenschaftspflichtig
ist. Ein wichtiger Ansatzpunkt ist, die Preissteigerung und Lohnverluste mit den Kriegsausgaben der
Regierung, den Sanktionen und der direkten Aufrüstung zu verbinden.

Ein kleiner –  sehr kleiner – Startpunkt, aber immerhin ein Anfang für so etwas wie eine organisierte
Opposition ist die eben erwähnte VKG, an die sich Kolleg:innen wenden können, die keinen Bock
mehr auf die offizielle Gewerkschaftspolitik haben und in ihren Gewerkschaften etwas verändern
wollen.

Das ist zugegeben etwas abstrakt.

Konkrete Ideen habe ich aber auch. Als Bahnvernetzung haben wir zum Beispiel vor einigen Wochen
vor dem Berliner Hauptbahnhof eine Kundgebung gegen den Krieg veranstaltet, die zwar nicht groß,
aber dafür sehr sichtbar war. Dabei solidarisierten wir uns auch mit den Kolleg:innen in Belarus
oder forderten unsere Gewerkschaften auf, dass sie für das Recht einstehen, keine Militärgüter
transportieren zu müssen – sprich keine Abmahnung und keine Kündigung weil z. B. ein/e
Lokführer:in sich weigert, einen Panzerzug zu fahren. Wichtig ist in dem Zusammenhang auch das 
Recht, überhaupt in die Ladung schauen zu dürfen, um zu überprüfen, was wir da eigentlich
bewegen sollen.

So eine kleine Kundgebung können Kolleg:innen schon mit wenigen Kräften starten und vielleicht
mehr werden.

Als Bahnvernetzung treffen wir uns außerdem einmal im Monat, um uns über betriebliche Fragen



auszutauschen, wobei wir offen sind für Kolleg:innen aus dem gesamten Bundesgebiet. Es gibt ja
Internet. Es ist egal, welches Eisenbahnunternehmen oder welche Gewerkschaft – wir wollen ja die
Spaltung zwischen EVG und GDL überwinden.

Wenn du keinen Bock darauf hast, was Weselsky und Hommel treiben, und eine linke Perspektive in
die Gewerkschaften tragen willst, musst du nicht alleine anfangen, sondern kannst uns anschreiben.
�

Frage: Danke für das Interview.

Antwort: Gerne!


